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Antwort 
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auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Fischer (Bad Hersfeld) und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/5316 — 


Stand der wissenschaftlich-technischen Beziehungen mit europäischen 
RGW-Ländern 


Der Bundesminister des Auswärtigen - 011 - 300.14 - hat mit 
Schreiben vom 19. Juni 1986 die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Zu den großen Herausforderungen des ausgehenden 20. Jahrhun- 
derts gehört die Aufgabe, die vielfältigen Möglichkeiten der 
neuen Technologien zu nutzen und sie für das Wohl der Men- 
schen unserer Welt einzusetzen. Regierungen haben sicherzustel- 
len, daß nationales Handeln durch internationale Abstimmung 
ergänzt wird. Im Hochtechnologiebereich können grenzüber- 
schreitende Kooperationen den schwierigen Anpassungsprozeß 
bewältigen helfen, den der Übergang von der klassischen Indu- 
striegesellschaft in eine von den neuen Techniken geprägte 
Gesellschaft auch in regionaden und globalen Zusammenhängen 
mit sich bringt. Dem wissenschaftlich-technologischen Dialog und 
danüt dem ungehinderten Austausch von Menschen und Wissen 
kommt dafür eine wachsende Bedeutung zu. 

Die Bundesregierung begrüßt die Bereitschaft der europäischen 
RGW-Länder zu mehr Kooperation mit dem Westen, wie er in 
jüngster Zeit in bilateralen Kontakten, in der Gipfelerklärung des 
Warschauer Paktes von Sofia vom Oktober 1985 sowie im „Kom- 
plexprogramm des wissenschaftlich-technischen Fortschritts der 
Mitgliedsländer des Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe 
(RGW) bis zum Jahr 2000" vom Dezember 1985 zum Ausdruck 
kommt. Sie ist überzeugt, daß bestehende Kontakte zwischen 
Wissenschaftlern und Ingenieuren aus West imd Ost im Sinne der 
Schlußakte von Helsinki ausgebaut werden können. Büaterale 
Regierungsabkommen und dcuiüt verbundene Absprachen über 
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konkrete Vorhaben der wissenschaftlich-technischen Zusammen- 
arbeit sind nach Auffassung der Bundesregienmg der geeignete 
Rahmen für praktische Fortschritte. Dieses Instrumentarium hat 
sich in der Zusammenarbeit mit einem RGW-Land in Europa 
bereits seit vielen Jediren bewährt. 


1. Welche Verträge 

— über wissensch€iftlich-technische Zusammenarbeit, 

— Kulturabkommen, 

— über die Zusammenarbeit im Bereich BüdungAVissenschaft 
hat die Bundesregierung abgeschlossen? 

Wie beurteilt die Bimdesregierung den Stand der wissenschaftlich- 
technischen Beziehimgen? 

Die Bundesregienmg hat bisher lediglich mit der Regierung der 
Sozialistischen Republik Rumänien Abkommen über wissen- 
schafthch-technische Zusammenarbeit abgeschlossen. Es handelt 
sich um folgende Abkommen: 

— Abkommen über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
wissenschaftlichen Forschimg imd der technologischen Ent- 
wicklung vom 31. Juli 1973 (BGBl. 1973 II S. 1481); 

— Abkommen über die Zusammenarbeit bei der friedlichen Ver- 
wendung der Kernenergie vom 31. Juli 1973 (BGBl. 1973 III 
S. 1484); 

— Abkommen über die wissenschaftlich-technische Zusammen- 
arbeit im Bereich der Agrarforschung vom 16. Oktober 1973 
(nicht veröffentlicht) ; 

— Abkommen über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 
Gesundheitswesens vom 31. Oktober 1975 (nicht veröffent- 
licht). 

Das Fehlen von entsprechenden Abkommen mit den übrigen 
europäischen RGW- Ländern ist ein Gnmd dafür, daß die Bundes- 
regierung den derzeitigen Stand der wissenschaftlich-technischen 
Beziehungen zu diesen Ländern für unbefriedigend hält. 

Hinsichtlich der Kulturabkommen wird auf die Beantwortung von 
Frage 1 der Kleinen Anfrage zum Stand der Auswärtigen Kultur- 
beziehungen mit den europäischen RGW-Staaten, Drucksache 
10/5017 vom 7. Februar 1986, verwiesen. Das Kulturabkommen 
mit der DDR ist am 6. Mai 1986 unterzeichnet worden. 

Verträge über die Zusammenarbeit im Bereich Büdung und Wis- 
senschaft, die über die allgemeinen Kulturabkommen hinaus- 
gehen, hat die Bundesregierung mit den europäischen RGW- 
Ländem nicht abgeschlossen. 


2. Über welche Verträge wird gegenwärtig auf Regierungsebene 
verhandelt? 
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Wo liegen die politischen Probleme für einen Vertragsabschluß? 
Inwieweit sind Wissenscheiftler in die Verhandlungen einbezogen? 


Die Bundesregierung verhandelt derzeit nur mit der Regierung 
der DDR über ein Abkommen über die Zusammenarbeit auf den 
Gebieten der Wissenschaft und Technik. 

Als politisches Hindernis steht dem Vertragsabschluß die Tat- 
sache entgegen, daß sich beide Seiten über die vollständige und 
effektive Einbeziehtmg der in Betracht kommenden Forschimgs- 
einrichtimgen in Berlin (West) in die Zusammenarbeit noch nicht 
einigen konnten. Wissenschaftler nehmen an den Verhandltmgen 
zwischen beiden Regierungen nicht teil. 


3. Welche Interessen bringt die Bimdesregierung in die abgeschlos- 
senen imd die abzuschließenden Verträge ein (Themen, For- 
schimgsbereiche, Forschimgsprojekte etc.)? 

Welche Formen der wissenschaftlich-technischen Beziehrmgen 
strebt sie bevorzugt an? 

Gibt es gemeinsame Forschimgsprojekte? 

Die Bundesregierung praktiziert nach Maßgabe der abgeschlos- 
senen Verträge alle im internationalen Rahmen üblichen Formen 
der Zusammenarbeit. Sie ist im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
thematisch nicht festgelegt. Kooperationsthema imd Koopera- 
tionsform werden im Konsens zwischen den Vertragsparteien 
festgelegt. In der Zusammenarbeit mit Rumänien gibt es gemein- 
same Forschimgsprojekte. Auf der Grundlage von 250 vereinbar- 
ten Forschungsthemen wurden im Bereich der Agrarforschung 
seit 1974 rund 250 Experten mit Rumänien ausgetauscht. Die 
Themenlisten umfassen vor allem die Schwerpunktbereiche 
pflanzliche und tierische Produktion, Lebensmitteltechnologie 
sowie Forst- und Holzwirtschaft. 


4. Wie ist zu sichern, daß von seiten der Bundesregierung wissen- 
schaftlicher Pluralismus gewährleistet wird? 

Ist daran gedacht, auch alternative Wissenschaftler und Wissen- 
schaftlerinnen einzubeziehen (z.B. AGÖF, Wissenschaftsläden, 
Frauenforschung) ? 

Ist die Einbeziehung der Sozial- und Geisteswissenschaften ange- 
strebt und gesichert? 

Die Bundesregierung ist der Freiheit der Wissenschaft verpflichtet 
und achtet die Plurahtät der wissenschaftlichen Auffassungen. 

Welche Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen in bilaterale 
Austauschprogramme mit europäischen RGW-Ländem einbezo- 
gen werden, ist davon abhängig, wie die Ziele der jeweiligen 
Programme oder Projekte nach Überzeugung der Partner cim 
besten erreicht werden können. Die Bundesregierung richtet sich 
bei der Förderung von Wissenschaftlern und Wissenschaftlerin- 
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nen nach Wettbewerbskriterienj maßgeblich ist die Qualität der 
wissenschaftlichen Leishmg. 

Auch Sozial- und Geisteswissenschaften sind Gegenstand der 
Kooperation der Bundesregienmg mit dem Ausland, RGW-Staa- 
ten eingeschlossen. Den Rahmen dafür bieten die Auswärtigen 
Kulturbeziehimgen. Bei der wissenschaftlich-technischen Zusam- 
menarbeit stehen nahirwissenschaftliche Themen im Vorder- 
grund. 


5. Welche innerstaatlichen Regelungenen sind für eine inter- 
systemare wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit relevant 
(Rechtsgnmdlagen und angewandte Praktiken)? 

Gibt es Erkenntnisse, daß hiesige Bestimmungen und Verfahren 
die wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit beeinträchtigen 
(z. B. Meldepflicht für Kontakte auf Universitätsebene, Erfassxing 
von Reisen an der Grenze, Briefkontrolle durch BND, Anwendimg 
des § 99 StGB, Anwendung der COCOM-Bestimmxmgen)? 

Welche analogen Regelungen gibt es in den Ländern, mit denen 
die Bxmdesregierxmg WTZ-Abkommen schließen möchte? 


Die COCOM-Regeln sind in gleicher Weise für alle westlich 
orientierten Länder (einschl. Japan) verbindlich. Ihr Ziel ist die 
sorgfältige Kontrolle des Technologieaustausches mit militäri- 
scher Relevanz. Diese Kontrolle soll die ausschließliche Verwen- 
dung der Technologien für zivüe Zwecke sicherstellen. Die 
Umsetzimg in nationales Recht erfolgt durch das Außenwirt- 
schaftsgesetz \md die Außenwirtschaftsverordnung. Nach § 45 
Abs. 2 der Außenwirtschaftsverordnimg bedarf (in Ausfüllung der 
COCOM-Regeln) die Weitergabe von nicht allgemein zugäng- 
lichen Kenntnissen über die Fertigung der kontrollierten Waren 
imd Technologien, technischen Daten \md technischen Verfahren 
an Angehörige der Länderliste C, in der die europäischen RGW- 
Länder aufgeführt sind, der Genehmigimg. 

Reisen deutscher Wissenschaftler in RG W-Länder sind gegenüber 
der Bimdesregierung nicht meldepflichtig. Die Meldepflicht von 
Personen, die im Rahmen der wissenschaftlich-technischen 
Zusammenarbeit mit den RGW-Ländem in einem Land der Bun- 
desrepublik Deutschland Wohnimg nehmen, imterliegt den allge- 
meinen melderechtlichen Vorschriften dieses Landes. Wissen- 
schaftliche Mitarbeiter an Hochschulen und öffentlich-rechtlichen 
oder sonstigen Forschungseinrichtungen, die ausschließlich oder 
überwiegend von der öffentlichen Hand getragen werden, bedür- 
fen keiner Arbeitserlaubnis. Soweit Arbeitserlaubnispflicht 
besteht, sind Schwierigkeiten in der Praxis nicht aufgetreten. 

Inwieweit innerstaatliche Regelxmgen solcher RGW-Länder, die 
mit der Bimdesrepublik Deutschland WTZ-Abkommen abschlie- 
ßen, für die büaterale WTZ relevant sind, wird zu prüfen sein, 
wenn die Bimdesregierung in Vertragsverhandlimgen eintritt. 
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6. Hat das Wissenschaftsfonim im Rahmen der KSZE (Hamburg 1980) 
Impulse für die WTZ gegeben? 

Das „Wissenschciftliche Forum" in Hamburg (18. Februar bis 
3. März 1980) führte erstmeds eine große Anzahl von Wissen- 
schaftlern verschiedenster Disziplinen aus östlichen und westii- 
chen KSZE-Teilnehmerstaaten zusammen. Der abschheßende 
Bericht enthielt Vorschläge an die internationale Wissenschaft 
und ihre Organisationen (auch UNESCO) für weitere Forschun- 
gen auf den Gebieten, die das Forum behandelte; Energie, 
Lebensmittel, Medizin sowie Geistes- und Sozialwissenschaften. 
Das Abschlußdokument des KSZE-Folgetreffens von Madrid 
(1983) wies auf die Schlußfolgerungen des Fortmis besonders hin. 
Konkrete Imptdse für die büaterale Zusammenarbeit der Bundes- 
republik Deutschland mit RGW-Ländern sind von dem Forum 
bisher nicht ausgegangen, vor allem, weü eine vertragüche 
Grundlage für die WTZ mit diesen Ländern - Rumänien ausge- 
nommen - fehlt. 


7. Wie fördert die Bundesregienmg Universitätspartnerschaften oder 
Beziehungen von Großforschungseinrichtungen, Stiftungen, 
Selbstverwaltungsorganisationen der Wissenschaft und wissen- 
schciftlicher Akademien zu entsprechenden Einrichtungen in den 
europäischen RGW-Ländem? Welche finanziellen Beihilfen gibt 
die Bundesregierung? 


Die zu den Geschäftsbereichen der Bundesministerien gehören- 
den Großforschungseinrichtungen finanzieren aus ihren laufen- 
den Haushalten Informationskontakte zwischen Wissenschaftlern 
und den Wissenschaftleraustausch von Fall zu Fall. Regelmäßige 
Beziehungen zu den RGW-Ländem, mit denen keine Regiemngs- 
abkommen abgeschlossen wurden, unterhalten sie nicht. 

Die zum Geschäftsbereich des Bundesministers für Büdung und 
Wissenschaft gehörende Deutsche Forschungsgemeinschaft 
(DFG), die keine Regierungseinrichtung ist, unterhält Koopera- 
tionsabkommen mit den Akademien der Wissenschaften (AdW) 
Btügariens, Polens, Rumäniens, der Sowjetunion, der Tschecho- 
slowakei und Ungarns. Der Grundetat der DFG wird zur Hälfte 
vom Bund und zur Hälfte von den Ländern finanziert. 

Für den Austausch von Wissenschaftlern mit der UdSSR im Rah- 
men der DFG-AdW-Vereinbamng stellt die Bundesregierung aus 
dem Haushalt des BMFT Sondermittel (1986: 850000 DM) zur 
Verfügung. 


8. Wie wird die vertraglich geregelte bzw. zu regelnde WTZ politisch 
koordiniert? 


Die wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit wird durch die 
zuständigen Bundesminister koordiniert. 
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9. Wie ist die Einbeziehung wissenschaftlicher Einrichtungen in 
West-Berlin geregelt bzw. angestrebt zu regeln? 

Der Abschluß von Abkommen der Bundesregierung mit Regierun- 
gen der RGW-Länder setzt die Einigtmg auf die vollständige imd 
effektive Einbeziehung der in Betracht kommenden Forschungs- 
einrichtimgen in Berlin (West) in die Kooperation voraus. 


10. Gibt es Ansätze multilateraler WTZ, beispielsweise zwischen EG 
und RGW? 

Wie ist die Haltung der Bundesregierung zu dieser Frage? 

Zwischen EG und RGW bestehen gelegentlich Kontakte im Rah- 
men der KSZE, der lAEO sowie bei internationalen Kongressen. 
Konkrete Ansätze für eine multilaterale WTZ, auch als Folge der 
Reagan-Gorbatschow-Initiative zur Kernfusion, haben sich noch 
nicht ergeben, zumal RGW-Länder Kooperationen vorzugsweise 
mit den EG-Mitghedstaaten und nicht mit der EG als solcher 
anstreben. 

Die Bxmdesregierimg ist gegenüber einer multilateralen Zusam- 
menarbeit aufgeschlossen. Ein gutes Beispiel hierfür bieten die 
naturwissenschaftlich-technischen Programme der UNESCO, in 
denen die UNESCO-Nationalkommission der Bimdesrepublik 
Deutschland tmd eiiüger RGW-Länder erfolgreich Zusammen- 
arbeiten, z.B. im ökologischen Langzeitprogramm „Mensch und 
Biosphäre". 


6 





Druck: Then6e Druck KG, 5300 Bonn, Telefon 23 19 67 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, HerderstraBe 56, 5300 Bonn 2, Telefon (0228) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 


